
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 24.04.2024

Thema Aussenpolitik
Schlagworte Keine Einschränkung
Akteure Markwalder, Christa (fdp/plr, BE) NR/CN
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1965 - 01.01.2024

01.01.65 - 01.01.24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Ammann, Amando
Bovey, Audrey
Burgos, Elie
Flückiger, Bernadette
Käppeli, Anita
Schnyder, Sébastien

Bevorzugte Zitierweise

Ammann, Amando; Bovey, Audrey; Burgos, Elie; Flückiger, Bernadette; Käppeli, Anita;
Schnyder, Sébastien 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: Aussenpolitik,
2006 - 2023. Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft, Universität
Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 24.04.2024.

01.01.65 - 01.01.24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Aussenpolitik
3Beziehungen zur EU

7Beziehungen zu internationalen Organisationen

7Gute Dienste

8Entwicklungspolitik

9Aussenwirtschaftspolitik

01.01.65 - 01.01.24 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

UNO Organisation der Vereinten Nationen
AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
EFTA Europäische Freihandelsassoziation
SECO Staatssekretariat für Wirtschaft
APK-SR Aussenpolitische Kommission des Ständerates
GPK-NR Geschäftsprüfungskommission des Nationalrates
GPK-SR Geschäftsprüfungskommission des Ständerates
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
EU Europäische Union
EVD Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
EWR Europäischer Wirtschaftsraum
SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft
DEZA Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
WEF World Economic Forum
NATO North Atlantic Treaty Organization
MRA Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der

Europäischen Union über die gegenseitige Anerkennung von
Konformitätsbewertungen

ONU Organisation des Nations unies
AVS Assurance-vieillesse et survivants
AELE Association européenne de libre-échange
SECO Secrétariat d'Etat à l'économie
CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats
CDG-CN Commission de gestion du Conseil national
CDG-CE Commission de gestion du Conseil des Etats
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
UE Union européenne
DFE Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
EEE l'Espace économique européen
SSR Société suisse de radiodiffusion
DDC Direction du développement et de la coopération
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
WEF World Economic Forum
OTAN L'Organisation du traité de l'Atlantique nord
MRA L’accord entre la Confédération suisse et l’Union européenne relatif à la

reconnaissance mutuelle en matière d’évaluation de la conformité

01.01.65 - 01.01.24 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Per Motion forderte die APK-NR vom Bundesrat einen epidemologisch angemessenen
Fahrplan für die schrittweise Öffnung der Grenzen und Wiederherstellung der
Personenfreizügigkeit vergleichbar mit den 3-stufigen Lockerungen im Inland. Die
Schliessung der Landesgrenzen im Zuge der Corona-Pandemie bedeutete für
Grenzgängerinnen und Grenzgänger lange Wartezeiten und für unverheiratete Paare
und getrennte Familien eine grosse Belastung. 
Der Bundesrat stimmte dem Anliegen der Kommission zu und legte am 29. April eine
Vorgehensweise zur Lockerung der Einreise in die Schweiz und der Zulassung
ausländischer Staatsangehöriger zum Arbeitsmarkt vor. Ein erster Schritt bestehe darin,
dass ab dem 11. Mai die Gesuche von Erwerbstätigen aus dem EU/EFTA-Raum und
Drittstaaten wieder bearbeitet werden, die vor dem 25. März eingereicht wurden.
Zudem solle der Familiennachzug für EU-Staatsangehörige und Schweizer Bürger
ermöglicht werden. Der zweite Schritt sehe ab dem 8. Juni die Bearbeitung aller
Gesuche aus dem EU/EFTA-Raum vor, wobei hierbei eine Koordination mit Kantonen
und Sozialpartnern erfolge und eine sistierte Stellenmeldepflicht aktiv werde. Der
Bundesrat beantragte die Annahme der Motion. 
Der Nationalrat beriet in der ausserordentlichen Session im Mai 2020 über den
Vorstoss, wobei die Kommissionssprecherin Christa Markwalder (fdp, BE) darauf
drängte, die Motion für die Wirtschaft, den Tourismus und die Grundrechte der
Schweizer Bevölkerung anzunehmen. Die anwesende Bundesrätin Karin Keller-Sutter
musste sich in der Folge zahlreichen kritischen Fragen der Nationalrätinnen und
Nationalräte zur Arbeitslosigkeit, der Personenfreizügigkeit und potenziellen kantonalen
Sonderregelungen stellen. So plädierte Nationalrat Aeschi (svp, ZG) für die Aufhebung
der Personenfreizügigkeit zu Gunsten der Schweizer Arbeitslosen. Und Vertreterinnen
der Grenzkantone Basel, Basel-Stadt und Schaffhausen forderten eine frühere Öffnung
der Grenzen zu den Nachbarländern Deutschland und Frankreich. Bundesrätin Keller-
Sutter verwies jedoch in sämtlichen Fällen auf den bereits bekannten Fahrplan des
Bundesrats. Die Motion wurde vom Nationalrat nach dieser längeren Fragerunde mit 129
zu 49 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) angenommen. 1

MOTION
DATUM: 06.05.2020
AMANDO AMMANN

Mit Beginn des russischen Angriffskriegs in der Ukraine Ende Februar 2022 und der
Übernahme der EU-Sanktionspakete durch die Schweiz entspann sich innerhalb des
Landes eine Grundsatzdebatte über die Ausgestaltung der Schweizer Neutralität.
Mittendrin in dieser Debatte stand Bundespräsident und Aussenminister Ignazio Cassis.
Zwar sei die Übernahme der EU-Sanktionen «ein einmaliger Schritt der Schweiz»
gewesen, erklärte Cassis den Medienschaffenden Anfang März, doch das
Neutralitätsrecht werde dadurch nicht tangiert. Das war zwar unbestritten, doch im
Ausland wurde diese neue Ausrichtung der «Neutralitätspolitik» vielerorts als Aufgabe
der traditionsreichen Neutralität verstanden. Im Interview mit der NZZ verteidigte der
Aussenminister den Bundesrat gegen den Vorwurf, dass dieser die Sanktionen nur
aufgrund des steigenden internationalen Drucks umgesetzt habe. Dabei gab Bundesrat
Cassis auch einen Einblick in seine Auffassung des Begriffs «Neutralität», wobei er
zwischen Neutralitätsrecht und Neutralitätspolitik unterschied: Für ihn sei das
Neutralitätsrecht völkerrechtlich klar definiert, indem es den Export von Waffen an
kriegsführende Staaten untersage. Bei der Neutralitätspolitik gehe es jedoch darum,
wie die Schweiz ihre Werte wie Freiheit, Demokratie und Völkerrecht unter einer
neutralen Position vereinen könne. Dieser Aushandlungsprozess ergebe von Fall zu Fall
andere Ergebnisse. Für Cassis war klar: «Neutralität heisst nicht Gleichgültigkeit,
sondern dass wir gegenüber anderen Ländern militärisch nicht Partei ergreifen.» Ganz
anders fiel indes die Einschätzung von Alt-Bundesrat Christoph Blocher zur Übernahme
der EU-Sanktionen in der NZZ aus. Er bezichtigte die Schweiz, mit der
Sanktionsübernahme zur Kriegspartei geworden zu sein, da sie als neutraler Staat nicht
Partei ergreifen dürfe. Noch einmal anders äusserte sich ein weiterer SVP-Alt-
Bundesrat – Adolf Ogi. Er argumentierte, dass sich die Schweiz nicht mehr hinter der
Neutralität verstecken könne und klarmachen müsse, «dass wir auf der Seite der
Menschenrechte stehen».

Ende März schickte sich Cassis an, die Missverständnisse in Bezug auf die Schweizer
Neutralität ein für alle Mal aus der Welt zu schaffen und gab innerhalb des EDA einen

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 07.09.2022
AMANDO AMMANN
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Bericht zur Neutralität in Auftrag. Der letzte offizielle Bericht dieser Art stammte aus
dem Jahr 1993, die neue Version sollte noch vor Sommer 2022 veröffentlicht werden. 
Mit dem WEF stand Ende Mai ein aussenpolitisch höchst brisanter Anlass auf dem
Programm. Nicht nur stand der erste Tag des Treffens ganz im Zeichen des
Ukrainekriegs, auch der ukrainische Präsident Wolodymyr Selenskyj nahm mittels einer
Videoansprache daran teil. Bundespräsident Cassis nutzte seine Eröffnungsrede dazu,
der Weltöffentlichkeit die aktuelle Auslegung der Schweizer Neutralitätspolitik zu
erklären. Er bezeichnete die Haltung der Schweiz als «kooperative Neutralität», eine
Wortschöpfung, die gemäss Cassis vermitteln soll, dass sich die Schweiz für
gemeinsame Grundwerte und Friedensbemühungen einsetzt. Für diesen Alleingang
– Cassis erklärte gegenüber den Medien, dass der Begriff «relativ spontan entstanden»
sei – erntete der Aussenminister in den folgenden Tagen Lob und Kritik. Der Tages-
Anzeiger schrieb, dass die Schweiz keine neuen Adjektive brauche, insbesondere weil
Cassis selber eingestanden habe, dass die kooperative Neutralität für die Schweiz
nichts Neues sei. In der NZZ wurde Cassis hingegen dafür gelobt, eine «echte
Diskussion über die Neutralität» lanciert zu haben. SP-Fraktionspräsident Roger
Nordmann (sp, VD) verlangte im Sonntagsblick eine «saubere Auslegeordnung» und eine
klare Unterscheidung zwischen Neutralitätsrecht – die völkerrechtlich festgelegten
Verpflichtungen – und Neutralitätspolitik – die politische Handhabung von Fragen, die
nicht die militärische Neutralität betreffen. Er forderte eine engere Kooperation mit
der EU im Rahmen ihrer Gemeinsamen Aussen- und Sicherheitspolitik. Sein
Parteikollege Fabian Molina (sp, ZH) schlug hingegen vor, den Begriff der «kooperativen
Neutralität» durch eine Kooperation mit den restlichen neutralen Staaten Europas zu
institutionalisieren. 

Der angekündigte Neutralitätsbericht des EDA erschien entgegen den Ankündigungen
von Departementsvorsteher Cassis nicht vor dem Sommer. Im September und Oktober
wurden daher die Parteien aktiv, namentlich die SVP und die SP. Die SP bezog in einem
Anfang September publizierten Positionspapier Stellung zur Auslegung der Schweizer
Neutralität. Darin sprach sie sich für die Weiterführung der Neutralität aus, forderte
aber zugleich ein «Update». Die Partei verlangte unter anderem eine engere
Zusammenarbeit mit der EU zur Erhaltung der europäischen Souveränität; eine
Reduktion der Auslandsabhängigkeit in der Energieversorgung und bei essenziellen
Gütern; einen proaktiven Kampf gegen globale Oligarchen; ein erhöhtes Engagement für
Friedensförderung, ohne internationalen Bündnissen wie der NATO beizutreten; sowie
restriktive Exportgesetze für militärische Güter. 
Unterstützt durch Christoph Blocher und weitere prominente Parteimitglieder wie
Thomas Aeschi (svp, ZG) und Walter Wobmann (svp, SO) lancierte die neu gegründete
Vereinigung «Pro Schweiz» Mitte Oktober eine Volksinitiative. Diese sollte eine
bewaffnete immerwährende Neutralität in der Verfassung verankern.
Wirtschaftssanktionen und andere Zwangsmassnahmen wie Ausreiseverbote gegen
kriegsführende Staaten wären gemäss Initiativtext verboten. 

Am 6. September zitierte LeTemps aus dem durchgesickerten Entwurf des
Neutralitätsberichts, der dann doch schon im Sommer an die Medien gelangt war. In
diesem würden fünf Varianten einer zeitgemässen Neutralitätskonzeption geprüft.
Cassis habe den Gesamtbundesrat aber bis anhin nicht von seiner Idee der
«kooperativen Neutralität» zu überzeugen vermocht. Einer der Hauptstreitpunkte im
Bundesrat sei gemäss LeTemps die Wiederausfuhr von Kriegsmaterial, das bereits an
andere Länder geliefert wurde. Cassis plädierte dafür, eine Wiederausfuhr unter
bestimmten Auflagen zu bewilligen, was bei den SP- und SVP-Bundesratsmitgliedern auf
Widerstand gestossen sein soll. 
Tags darauf gab der Bundesrat in einer Medienmitteilung bekannt, dass die im
Neutralitätsbericht von 1993 definierte Neutralitätspolitik weiterhin ihre Gültigkeit
behalte. Diese lasse der Schweiz einen «hinreichend grossen Handlungsspielraum», um
auf den Ukraine-Krieg und dessen Folgen zu reagieren. Das habe der Bundesrat bei der
Beratung des Neutralitätsberichts, welcher in Erfüllung des Postulats der APK-SR (Po.
22.3385) erstellt worden sei, beschlossen. Der Bericht sollte gestützt auf die
Aussprache angepasst und im Herbst vom Bundesrat verabschiedet werden. Damit gab
die Regierung auch zu verstehen, dass der Entwurf des Neutralitätsberichts von
Bundespräsident Cassis keine Mehrheit gefunden hatte. Stattdessen wolle sie im
Folgejahr im Rahmen der nächsten aussenpolitischen Strategie eine Auslegeordnung
vornehmen, die auch die Neutralitätspolitik abdecken soll. 
Die Ablehnung der «kooperativen Neutralität» wurde in der Öffentlichkeit als «herbe
Niederlage» (Republik) des Aussenministers wahrgenommen und teilweise mit Häme
bedacht. Die Republik mutmasste, dass der Bundesrat dem Ausland damit signalisieren
wolle, dass sich die Schweizer Neutralität trotz Ukraine-Krieg nicht grundlegend
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verändert habe. Zudem versuche man wohl, der Neutralitätsinitiative von Pro Schweiz
keinen Nährboden zu bieten. Nationalrätin Christa Markwalder (fdp, BE) hingegen kam
ihrem Parteikollegen zu Hilfe und kritisierte die fehlende Kollegialität im Gremium. Sie
warf den Bundesratsmitgliedern zudem vor, sich zu verhalten, als ob sich die Welt nicht
verändert habe. 2

Beziehungen zur EU

Le Nouveau Mouvement européen suisse (Nomes) a élu la conseillère nationale radicale
bernoise Christa Markwalder à sa présidence au mois de mai. Elle a succédé au
conseiller national vaudois Yves Christen. 3

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 08.05.2006
ELIE BURGOS

Le même mois, le Conseil national a adopté un postulat Markwalder (plr, BE) qui charge
le Conseil fédéral d’évaluer les avantages et les inconvénients des instruments de
politique européenne et de présenter un catalogue de priorités assorti de mesures
concrètes pour la future politique européenne permettant à la Suisse de consolider sa
position dans un monde globalisé et de fixer les étapes futures de la politique
européenne de la Confédération pour la législature 2011-2015. 4

POSTULAT
DATUM: 24.11.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Le même mois, le Conseil fédéral a présenté un rapport d’évaluation de la politique
européenne en réponse au postulat Markwalder (plr, BE) adopté l’année précédente et
demandant d’évaluer les avantages et les inconvénients des instruments de politique
européenne. Ainsi, le gouvernement a estimé que l’UE demeure un point de référence
central pour la politique étrangère et économique extérieure de la Suisse. Il a souligné
une tendance nette à l’érosion de la marge de manœuvre suisse dans les relations
bilatérales, au vu des revendications de la reprise intégrale des acquis de l’UE et de
leurs développements futurs. Il a également relevé que les acteurs économiques
helvétiques souhaitant accéder au marché européen risquent de se heurter à tout
moment à des obstacles en tant que ressortissants de pays tiers. Aussi, il a présenté
différentes options de politique européenne : 1) La poursuite de la voie bilatérale sans
nouveaux accords permettrait d’amoindrir les problèmes du parallélisme. Cependant,
l’UE aurait la possibilité de soumettre l’accès au marché communautaire à de nouvelles
exigences. 2) La poursuite de la voie bilatérale vers de nouvelles négociations dans des
secteurs d’intérêts communs exigerait de trouver un équilibre entre l’adaptation
efficace au développement du droit européen et le respect de la souveraineté suisse. 3)
La mise en place d’un cadre institutionnel permettrait de ne pas renégocier pour
chaque nouvel accord les questions relatives au développement du droit, à la
surveillance des marchés et à la jurisprudence. Il favoriserait la transparence et
l’efficacité et accroîtrait la sécurité juridique de la voie bilatérale. 4) L’adhésion à
l’espace économique européen (EEE) ne permettrait pas un traitement égal des deux
parties. Les membres de l’AELE/EEE ont un droit de participation à l’élaboration de
propositions mais pas aux prises de décisions formelles, tout en étant obligés de
reprendre le développement de la législation européenne. Toutefois, cette option
renforcerait la sécurité juridique et améliorerait l’accès au marché de l’EEE. 5)
L’adhésion à l’UE permettrait à la Suisse de participer directement au processus
décisionnel de l’UE. Toutefois, une adhésion aurait un impact sur les institutions
suisses, notamment sur les compétences du parlement, des cantons et du corps
électoral. Cela impliquerait donc une réforme interne de grande ampleur qui
transférerait une part considérable de la capacité décisionnelle helvétique.

De la sorte, le gouvernement a considéré que la voie bilatérale est l’instrument le plus
approprié pour l’heure, mais qu’il peut en être autrement par la suite. En effet, un
certain nombre de faiblesses ont été relevées notamment au niveau de l’influence de la
Suisse sur les normes européennes, de la limitation en termes souveraineté liée à la
reprise du droit européen et de l’absence d’accès complet aux marchés européens. Le
Conseil fédéral a ainsi rappelé que la Suisse exclut tout automatisme dans la reprise des
acquis, exige de participer aux prises de décision la concernant et réclame le respect
du processus décisionnel helvétique. Il a mis en place un groupe d’experts chargé
d’étudier les différents scénarios. Le Conseil national a pris acte du rapport en
décembre de l’année sous revue. De l’avis des commentateurs, la proximité des
élections fédérales n’est pas propice à une réflexion sur une adhésion. 5

BERICHT
DATUM: 20.08.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER
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Der Bericht zur Evaluation der schweizerischen Europapolitik in Erfüllung des
Postulates Markwalder (fdp, BE) stand im März im Ständerat zur Debatte. Dieses
Begehren hatte vom Bundesrat eine detaillierte Darstellung der Vor- und Nachteile der
bilateralen Zusammenarbeit mit der Europäischen Union sowie eine Skizzierung der
zukünftigen Europapolitik mit konkreten Vorschlägen zur Zusammenarbeit gefordert.
Die Landesregierung würdigte darin die Bedeutung Europas für die Schweizer Aussen-
und Wirtschaftspolitik und beschrieb das bilaterale Vertragswerk als zielführendstes
europapolitisches Instrument, das es fortzuführen gelte. Sie anerkannte aber auch, dass
der Bilateralismus zukünftig von Seiten der EU weiter unter Druck geraten könnte, auch
aufgrund der gestiegenen Anzahl an EU-Mitgliedsländern. Zudem unterstrich der
Bundesrat auch die Schwächen des bilateralen Weges wie beispielsweise die mangelnde
Mitsprache in EU-Entscheidungsprozessen und der nicht immer garantierte EU-
Binnenmarktzutritt. Daher solle der Dialog mit der EU in verschiedenen Dossiers,
jedoch insbesondere in Steuerfragen, aktiv geführt werden. Der Bundesrat anerkannte,
dass für eine erfolgreiche Verhandlungsführung der Schweiz eine bessere Abstimmung
zwischen Bund und Kantonen sowie zwischen Regierung und Parlament nötig sei. Der
Nationalrat hatte den Bericht bereits im Dezember des Vorjahres nach ausführlicher
Debatte zur Kenntnis genommen. In der kleinen Kammer wurde die Diskussion der
europapolitischen Evaluation mit der Debatte anderer aussenpolitischer Berichte und
der Ereignisse rund um die politischen Unruhen in arabischen Ländern verknüpft. Der
Bericht zur Europapolitik wurde wenig umstritten angenommen, da die Mehrheit des
Ständerates dem bilateralen Weg grundsätzlich zustimmte. 6

BERICHT
DATUM: 02.03.2011
ANITA KÄPPELI

Das Parlament überwies eine Motion Markwalder (fdp, BE) zur Unterstützung des
europäischen Jahres der Freiwilligenarbeit. Darin wurde der Bundesrat aufgefordert,
dieses Projekt aufgrund der grossen Bedeutung der Freiwilligenarbeit für die Schweiz
finanziell zu fördern. Die Regierung empfahl die Motion zur Annahme. Im Nationalrat
wurde der Antrag vonseiten Mörgeli (svp, ZH) bekämpft, welcher sich an der staatlichen
Finanzierung störte. Der Nationalrat folgte diesem Argument grossmehrheitlich nicht
und nahm die Motion an. Der Ständerat fällte in der Herbstsession den gleichen
Entschluss. 7

MOTION
DATUM: 15.09.2011
ANITA KÄPPELI

Le 31 mai 2017, le Conseil national a procédé à l'examen du projet d'arrêté fédéral
concernant la ratification de la Convention d'Istanbul. Les arguments de la minorité
d'opposition, plaidant pour la non entrée en matière, ont notamment été présentés à la
chambre basse par l'UDC genevois Yves Nidegger selon les termes suivant: "le droit
suisse prescrit déjà tout ce que la Convention d'Istanbul impose de mettre en œuvre
et, surtout, il va bien au-delà de ce que la convention prescrit." A ce raisonnement,
Christa Markwalder (plr, BE), a répondu que la Suisse était membre du Conseil de
l'Europe depuis 1963 et qu'elle partageait, avec l'institution en question, de
nombreuses valeurs telles que la promotion des droits de l'homme, la démocratie ou
encore l’État de droit. Selon la libérale radicale bernoise, la lutte contre la violence
domestique et la violence faite aux femmes appartient à ces valeurs. En refusant la
ratification de la Convention d'Istanbul, la Suisse enverrait ainsi un signal extrêmement
négatif au reste du monde.
Le Conseil national s'est finalement prononcé en faveur du projet relatif à la ratification
de la Convention d'Istanbul (123 voix pour, 50 contre et 10 abstentions) et la version
définitive du texte a été acceptée par chacune des deux chambres lors du vote final du
16 juin 2017. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.2017
AUDREY BOVEY

Ab Anfang April 2021 begann es rund um die Verhandlung des institutionellen
Rahmenabkommens mit der EU immer stärker zu brodeln. Der NZZ lagen Briefe zweier
Mitte-Kantonalsektionen (Genf und Basel) vor, in welchen Parteipräsident Gerhard
Pfister (mitte, ZG) harsch für seine kritischen Äusserungen zum Rahmenabkommen
kritisiert wurde. Gleichentags äusserte sich Christa Markwalder (fdp, BE) in einem
Gastkommentar in der NZZ zum Rahmenabkommen und drohte dem Bundesrat gar,
dass das Parlament bei den anstehenden Gesamterneuerungswahlen 2023 im Fall eines
Scheiterns die Vertrauensfrage stellen müsse. Sie verlangte die Unterzeichnung des
Abkommens, damit dieses zuerst dem Parlament und später möglicherweise im
Rahmen eines fakultativen Staatsvertragsreferendums der Stimmbevölkerung vorgelegt
werden könne. Kurz darauf kam Bewegung in die seit längerem festgefahrenen
Verhandlungen zwischen Bundesbern und Brüssel, als bekannt wurde, dass für den 23.
April ein Treffen zwischen Bundespräsident Guy Parmelin und EU-

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 23.04.2021
AMANDO AMMANN
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Kommissionspräsidentin von der Leyen angesetzt worden war. In den Verhandlungen
über die strittigen Punkte Lohnschutz, Unionsbürgerrichtlinie und staatliche Beihilfen
waren sich die beiden Parteien seit November 2020 nicht näher gekommen, berichtete
die NZZ, weshalb man in Brüssel wenig Erwartungen an den Besuch knüpfe. Wie La
Liberté und auch die NZZ berichteten, hatte sich der Bundesrat in letzter Zeit auch mit
Alternativen zum Rahmenabkommen befasst. Möglich wäre die Auszahlung der
blockierten Kohäsionsmilliarde oder eine Aktualisierung des Freihandelsabkommens
von 1972 anstelle der bilateralen Abkommen, wie das die damalige Ständerätin Karin
Keller-Sutter (fdp, SG) bereits 2013 mittels Postulat hatte prüfen lassen. Am 16. April
berichteten SRG-Medien über ein Sitzungsprotokoll der EU-Kommission, aus dem eine
gewisse Verärgerung herauszulesen sei. Die Kommission störte sich daran, dass der
Bundesrat «unwillig oder nicht in der Lage» sei, das Rahmenabkommen zu
unterzeichnen, und im Verlaufe der Verhandlung keine eigenen Textentwürfe zu den
geforderten Klarstellungen präsentiert habe. Nach Darstellung der Kommission sei die
EU der Schweiz in Bezug auf die Staatsbeihilfen und die flankierenden Massnahmen
sehr entgegengekommen, während sich bei der Unionsbürgerrichtlinie keine Einigung
abzeichnete. Die überraschende Entscheidung des Bundesrats am 17. April, dass Guy
Parmelin alleine nach Brüssel reisen werde, sorgte in der Medienlandschaft für
Ernüchterung. Ignazio Cassis versuchte seine Nicht-Teilnahme am Gespräch mit
protokollarischen Gründen zu erklären, wonach Ursula von der Leyen die Angelegenheit
als Präsidialsache erachte. In den Medien schien damit der letzte Funke Hoffnung
ausgelöscht worden zu sein. «Ohne Cassis und ohne Plan B nach Brüssel», titelte die
Aargauer Zeitung und die NZZ schrieb die Verhandlungen mit der Aussage «Alles deutet
auf ein Scheitern hin» bereits im Voraus ab. 
Hauptgrund für die pessimistischen Aussichten war die Unionsbürgerrichtlinie, bei der
die EU der Schweiz gegenüber keine Zugeständnisse machen wollte. Zudem wurde
bekannt, dass ein angedachter Schweizer Plan B, also die Auszahlung der
Kohäsionsmilliarde und die Aktualisierung des Freihandelsabkommens von 1972, im
Bundesrat krachend gescheitert waren. Besonders Ignazio Cassis musste sich in der
Folge öffentliche Kritik und Häme gefallen lassen. Der Tages-Anzeiger konstatierte, dass
der vielgereiste Aussenminister es in dreieinhalb Jahren nie nach Brüssel geschafft
habe, und der Blick bezeichnete die Nichtmitnahme von «Draussenminister Cassis» als
«Demütigung sondergleichen». Rückendeckung erhielt Cassis nur von seiner
Parteipräsidentin Petra Gössi (fdp, SZ), welche sich in der NZZ und der AZ vom
Gesamtbundesrat enttäuscht zeigte und dabei vor allem die SP- und SVP-Bundesräte in
die Pflicht nahm. Laut AZ war es dem Bundesrat auch in seiner zweiten Krisensitzung
nicht gelungen, das Mandat Parmelins für das Gespräch mit von der Leyen zu
konkretisieren. Grundsätzlich gehe es dem Bundesrat beim Besuch darum auszuloten,
ob es überhaupt noch Spielraum für eine politische Lösung gebe, so die AZ weiter.
Unterdessen formulierten vermehrt Wirtschaftsakteure und die Kantone ihre konkreten
Erwartungshaltungen an den Bundesrat. So stärkten die Industrie- und
Handelskammern von 25 Kantonen dem Bundesrat zwar den Rücken, forderten aber
auch, die Klärungen mit der EU rasch abzuschliessen und das institutionelle Abkommen
dem Parlament vorzulegen. Der nationale Netzbetreiber Swissgrid hoffte ebenfalls auf
eine baldige Einigung, da ansonsten auch das Stromabkommen mit der EU zum
Scheitern verurteilt sei, wie Swissgrid in der NZZ verlauten liess. 9

Etwa anderthalb Stunden diskutierte der Nationalrat in der Herbstsession 2021 über die
Freigabe des zweiten Kohäsionsbeitrags an die EU. Die APK-NR empfehle, den
Vorschlag des Bundesrats anzunehmen und mit dem Entscheid einem «konstruktiven
Ansatz in der Europapolitik Raum zu geben», teilte Kommissionssprecher Nussbaumer
(sp, BL) zu Beginn der Debatte mit. Die Kommission wolle den Bundesbeschluss zur
Freigabe der Kohäsionsmilliarde jedoch dahingehend ergänzen, dass Verpflichtungen
auf Grundlage des Kohäsionskredits erst eingegangen würden, nachdem der Bundesrat
die Finanzierungsbotschaft zur Schweizer Teilnahme an Erasmus plus vorgelegt hat. Um
diesen Prozess zu beschleunigen, hatte die APK-NR Anfang September 2021 eine
entsprechende Kommissionsmotion eingereicht. 
Obwohl sich alle Fraktionen mit Ausnahme der SVP für die Annahme des
Bundesbeschlusses aussprachen, benötigten die Mitglieder des Nationalrats in der
Folge viel Sitzfleisch, bis sie eine Entscheidung treffen konnten. So wehrte sich die SVP-
Fraktion vehement gegen das Anliegen der Kommissionsmehrheit, wobei ihre Mitglieder
zahlreiche Fragen an die Rednerinnern und Redner stellten und dem Rat mehrere
Minderheitsanträge vorlegten. Thomas Aeschi (svp, ZG) etwa wollte von
Kommissionssprecher Nussbaumer wissen, weshalb die APK-NR trotz weiterer
Diskriminierungen die Freigabe unterstütze. Er beklagte die fehlende Assoziierung an
Horizon Europe und an Erasmus plus sowie die Probleme im gesamten Strombereich
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und beim Mutual Recognition Agreement (MRA). Nussbaumer erklärte die Entscheidung
der Kommission damit, dass man mit dem Entscheid ein neues Kapitel in den
bilateralen Beziehungen aufschlagen könne. Zwei Minderheitsanträge von Roger Köppel
(svp, ZH) verlangten, nicht auf das Geschäft einzutreten respektive keine
Verpflichtungen auf Grundlage des Rahmenkredits einzugehen, bis die Schweiz an
Horizon Europe assoziiert sei oder die Börsenäquivalenz wiederhergestellt worden sei.
Eine Minderheit Nidegger (svp, GE) wollte die Vorlage an den Bundesrat rücküberweisen
und ihn beauftragen, die Kohäsionsmilliarde für die Sanierung der AHV zu verwenden.
Franz Grüter (svp, LU) schlug mit seinem Einzelantrag vor, den Beschluss dem
fakultativen Referendum zu unterstellen. 
Überdies legten die Sprecherinnen und Sprecher aller Fraktionen deren Position
ausführlich dar. So warf etwa Sibel Arslan (basta, NR) für die Grüne Fraktion sowohl der
Schweiz wie auch der EU vor, Fehler gemacht zu haben, sah den finalen Fehltritt aber
auf Schweizer Seite, und zwar im Abbruch der Verhandlungen über das
Rahmenabkommen. Die Freigabe der Kohäsionsmilliarde erachtete sie als einen Schritt
zur Normalisierung und als Erfüllung eines längst gemachten Versprechens. Da die
Motion der APK-NR zur Finanzierungsbotschaft von Erasmus plus bereits angenommen
worden war, forderte sie in einem Minderheitsantrag die Streichung der
entsprechenden Bedingung. Ähnlich tönte es auch von SP-Sprecher Molina (sp, ZH), der
das Ende der Verhandlungen ebenfalls als «verantwortungslos» kritisierte. Auch aus
Sicht der GLP sei der Verhandlungsabbruch ein «grosser Fehler» gewesen, meinte
Roland Fischer (glp, LU). Die Schweiz profitiere enorm vom europäischen Binnenmarkt
und zahle im Verhältnis zu Norwegen sehr wenig für den Zugang. Die FDP setze sich für
die Freigabe des Kohäsionsbeitrags ein, um die Negativspirale im Verhältnis zur EU zu
durchbrechen, erklärte Christa Markwalder (fdp, BE). Auch sie sprach das überaus
günstige Kosten-Nutzen-Verhältnis an, dass die Schweiz im Hinblick auf die
Verflechtung mit dem Binnenmarkt aufweise. Eine Verringerung der wirtschaftlichen
und sozialen Ungleichheiten wirke sich über die europaweiten Bildungs-, Forschungs-
und Kulturkooperationen auch positiv auf die Schweiz aus. Mitte-Nationalrätin
Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL) hob die Bedeutung der Kohäsionszahlung für
das Vorankommen im Horizon-Dossier hervor. Die Nichtassoziierung der Schweiz sei
zwar diskriminierend und die Verknüpfung mit der Kohäsionsmilliarde «unschön», doch
rechtlich gesehen stehe die EU nicht in der Pflicht, Abkommen mit der Schweiz zu
aktualisieren. Auch die Mitte-Fraktion unterstütze die Freigabe des Beitrags sowie den
Minderheitsantrag Arslan, gab sie bekannt. Nationalrat Grüter vertrat schliesslich die
Ansicht, dass die Schweiz der EU nichts schulde, da die EU massiv von der Schweiz als
Handels- und Wirtschaftspartnerin profitiere. Er bemängelte zudem, dass der
Bundesbeschluss der Schweizer Bevölkerung nicht zur Abstimmung vorgelegt worden
war. 
Der im Rat anwesende Aussenminister Cassis drängte die grosse Kammer zur Freigabe
der Zahlung, weil man nur so eine positive Verhandlungsdynamik schaffen und
Fortschritt in anderen Dossiers erzielen könne. Für die plötzliche Kehrtwende trotz
andauernder Diskriminierung der EU im Rahmen der aberkannten Börsenäquivalenz
habe der Bundesrat zwei Gründe, erklärte Cassis: Einerseits hätten die
Schutzmassnahmen für die Schweizer Börseninfrastruktur die Situation entspannt,
andererseits sei die Rechtsgrundlage für den zweiten Kohäsionsbeitrag auf Ende 2024
befristet. Den Einzelantrag von Franz Grüter empfahl er zur Ablehnung, da
Finanzgeschäfte gemäss Parlamentsgesetz in Form von einfachen Bundesbeschlüssen
erlassen würden – so etwa auch 2019, als das Parlament die Rahmenkredite der zweiten
Kohäsionszahlung genehmigt hatte. 
Die grosse Kammer lehnte in der Folge sämtliche Minderheitsanträge der SVP ab, strich
aber gemäss der Forderung von Sibel Arslan die Verknüpfung mit der
Finanzierungsbotschaft für Erasmus plus. Spätabends wurde der Entwurf in der
Gesamtabstimmung mit 131 zu 55 Stimmen (bei 1 Enthaltung) gegen den Willen der SVP-
Fraktion und einiger Fraktionsmitglieder der Mitte angenommen. 10

Im August 2022 reichte die APK-NR eine Motion ein, die den Bundesrat dazu auffordert,
dem Parlament zusammen mit der Lagebeurteilung zu den Beziehungen Schweiz-EU
einen einfachen Bundesbeschluss mit den Schlussfolgerungen aus ebendiesem Bericht
vorzulegen. Die Kommission rief dem Bundesrat in Erinnerung, dass dem Parlament
nach dem Abbruch der Verhandlungen mit der EU im Mai 2021 über ein Institutionelles
Abkommen noch nie die Möglichkeit geboten worden sei, sich zu den nächsten
Schritten in der Europapolitik zu äussern.
Eine Kommissionsminderheit um Roger Köppel (svp, ZH) beantragte die Ablehnung der
Motion.
Der Bundesrat lehnte das Anliegen ebenfalls ab. Er wies darauf hin, dass er den
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erwähnten Bericht den beiden APKs in Konsultation geben werde; ein einfacher
Bundesbeschluss zu den Schlussfolgerungen sei jedoch nicht dienlich. Ein solcher
berge vielmehr das Risiko, den Gesamtprozess mit der EU in die Länge zu ziehen.
Der Nationalrat beriet das Anliegen in der Frühjahrssession 2023.
Kommissionssprecherin Christa Markwalder (fdp, BE) führte aus, dass sich die APK-NR
inzwischen mit der Lagebeurteilung zu den Beziehungen Schweiz-EU habe
auseinandersetzen können und auch verschiedene Anträge diskutiert habe. Dennoch
vertrete die Kommission weiterhin die Ansicht, dass sich auch die beiden Räte vertieft
mit dem Bericht auseinandersetzen und im Rahmen eines einfachen
Bundesbeschlusses Stellung nehmen sollten. Minderheitensprecher Roger Köppel
argumentierte, dass der Bundesrat mit diesem einfachen Bundesbeschluss unnötig
unter Druck gesetzt werde. Wenn überhaupt müsse die Form des
referendumspflichtigen Bundesbeschlusses gewählt werden, damit sich auch die
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger zum weiteren Vorgehen bezüglich der
Zusammenarbeit mit der EU äussern könnten; mit dem einfachen Bundesbeschluss
wolle die APK-NR hingegen einen Volksentscheid umgehen. Schliesslich rief der Zürcher
SVP-Nationalrat dazu auf, die weitere Anbindung an die EU generell zu stoppen. In der
anschliessenden Abstimmung nahm der Nationalrat die Motion seiner APK mit 96 zu 94
Stimmen bei 5 Enthaltungen knapp an. Nebst der geschlossen stimmenden SVP-
Fraktion stimmten auch Mehrheiten der Mitte- sowie der FDP-Fraktion gegen den
Vorstoss. 11

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Die Ratifizierung der ILO-Übereinkommen Nr. 170 und 174 zur Sicherheit bei der
Verwendung chemischer Stoffe und zur Verhütung von industriellen Störfällen wurde in
der Sommersession 2021 vom Nationalrat diskutiert. Nachdem die APK-NR der
Ratifikation im Vorfeld der Session einstimmig zugestimmt hatte, schien eigentlich
wenig Diskussionsbedarf zu bestehen. Die SVP-Fraktion stellte jedoch einen Antrag auf
Nichteintreten. Yves Nidegger (svp, GE) erklärte, dass eine Ratifikation nicht notwendig
sei, weil die Schweiz und auch ihre Nachbarländer bereits über die erforderlichen
Rechtsnormen verfügten. Die Befürwortenden führten hingegen mehrfach den
Chemieunfall im Hafen von Beirut, aber auch jenen von Schweizerhalle als Argument für
die Ratifikation an. Für Claudia Friedl (sp, SG) und Christa Markwalder (fdp, BE) zeigten
diese Vorfälle auf, wie wichtig Massnahmen zur Verhütung industrieller Störfälle seien.
Die Kommission erachte es als wichtig, dass die Schweiz sich dem internationalen
Arbeitsschutz verpflichte und ein multilaterales Vorgehen unterstütze, hielt deren
Sprecher Fabian Molina (sp, ZH) fest. Bundesrat Parmelin erklärte, dass die Schweiz mit
der Ratifikation anerkennen würde, dass die Verwendung von Chemikalien die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die Bevölkerung und die Umwelt Risiken
aussetzen könne und daher spezifische Schutzmassnahmen erfordere. Er verwies auch
auf das Ziel des SECO und der kantonalen Arbeitsinspektorate, das Schutzniveau in
Unternehmen in Bezug auf die Verwendung von Chemikalien in den Jahren 2022 und
2023 zu steigern. 
Der Nationalrat beschloss mit grosser Mehrheit, auf das Geschäft einzutreten, und
zeigte sich auch in der Gesamtabstimmung – mit Ausnahme der SVP-Fraktion – geeint:
Mit 137 zu 52 und 136 zu 52 Stimmen stimmte die grosse Kammer dem Entwurf des
Bundesrates zu den beiden Übereinkommen zu. 12
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Gute Dienste

Im September 2013 reichte die SP-Fraktion eine Motion mit dem Titel «Für eine von
Massenvernichtungswaffen freie Zone im Nahen und Mittleren Osten» ein. Diese
verlangte vom Bundesrat, darauf hinzuarbeiten, dass im Nahen und Mittleren Osten
eine von Atomwaffen und anderen Massenvernichtungswaffen freie Zone errichtet
werden kann. Der Bundesrat solle das amerikanisch-russische Abkommen zur
Vernichtung der syrischen Chemiewaffen vom 14. September 2013 zum Anlass nehmen,
den Einsatz von Massenvernichtungswaffen zu stigmatisieren und deren Besitz im
Nahen und Mittleren Osten verifizierbar zu verbieten. Er habe ja bereits in seiner
Antwort auf die Motion Markwalder (fdp, BE; Mo. 08.3359) kernwaffenfreie Zonen
befürwortet und sich für die Errichtung einer solchen im Nahen Osten ausgesprochen. 
Laut Stellungnahme des Bundesrats entspreche das Anliegen der SP einem
traditionellen Schwerpunkt der Schweizer Aussenpolitik, und zwar der Stärkung der
internationalen Sicherheit und Stabilität. Dazu gehöre auch die Unterstützung der
Anstrengungen der UNO, eine Konferenz zur Schaffung einer solchen Zone
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vorzubereiten. Der Bundesrat beantragte deshalb die Annahme der Motion. 13

Entwicklungspolitik

Au mois de mars, le Conseil fédéral a approuvé le message concernant la continuation
de la coopération technique et de l’aide financière en faveur des pays en
développement ainsi que le message relatif à son financement. Par ce message, le
Conseil fédéral demandait un nouveau crédit de programme de 4500 millions de francs
pour financer la poursuite de la coopération technique et de l’aide financière en faveur
des pays en développement. Ce crédit est prévu pour la période du 1er janvier 2009 au
31 décembre 2012. Cette demande de crédit était soumise en même temps que la
demande de crédit du DFE pour le financement des mesures de politique économique
et commerciale adoptées au titre de la coopération au développement. Le but visé par
la présentation simultanée de ces deux demandes était de fournir une vue d’ensemble
des principales activités de la coopération au développement. Les conseils ont ainsi
traité l’objet 08.030 (coopération au développement) et l’objet 08.028 conjointement
(financement des mesures de politique économique et commerciale). 

Au Conseil national, l’entrée en matière sur les deux projets n’a pas été contestée.
Critiquant la DDC et les défauts mis en lumière par la Commission de gestion du
Conseil national (CdG), une minorité de la commission, emmenée par Christoph Mörgeli
(udc, ZH) a proposé de renvoyer le projet au Conseil fédéral en le chargeant d'éliminer
au préalable les défauts relevés. Le zurichois estimait en outre que tant qu’il n’y aurait
pas de stratégie unique en matière d’aide publique au développement et que les
réformes nécessaires n’auraient pas été menées au sein de la DDC, il ne fallait voter
aucun moyen financier supplémentaire. Les rapporteurs ont fait savoir que si aucun
membre de la commission ne contestait le principe de la coopération au
développement, la question du montant des moyens engagés avait été très discutée : à
une très faible majorité, la commission avait finalement décidé que 0,7% du revenu
national brut (RNB) devait être alloué à l’aide publique au développement, ce qui
correspond aux objectifs du millénaire de l’ONU. Dès lors, la discussion au cours du
débat d’entrée en matière a essentiellement porté sur la réforme de l’aide au
développement et le montant de son futur financement. La proposition de renvoi
Mörgeli a finalement été rejetée par 132 voix contre 50.

Lors de la discussion par article sur l’arrêté fédéral concernant la continuation de la
coopération technique et de l’aide financière en faveur des pays en développement
(08.030), la question s’est posée de savoir à combien devait s’élever l’aide au
développement. La majorité de la commission a proposé d’augmenter progressivement
le crédit de programme à 0,7% du RNB d’ici à 2015, soulignant que le moment était
venu pour la Suisse d’apporter une aide conséquente aux pays en développement, à
l’instar de l’exemple des pays scandinaves. Opposée à ce principe, au titre qu’il
n’existait aucune stratégie qui définisse comment les moyens supplémentaires seraient
utilisés et qu’on ignorait quelles seraient les conséquences financières sur le budget de
la Confédération d’une augmentation de 0,4 à 0,7% du RNB, une minorité emmenée
par Martine Brunschwig Graf (prd, GE) a proposé de suivre la proposition du Conseil
fédéral et de fixer les moyens financiers alloués à l’aide au développement à 0,4% du
RNB. Une troisième proposition, soutenue par Kathrin Amacker-Amann (pdc, BL),
voulait pour sa part porter l'aide publique au développement à 0,5% du RNB d’ici 2015,
et charger le Conseil fédéral de soumettre aux chambres un message et un crédit-
cadre complémentaires. Tous les groupes, à l’exception du PDC divisé sur la question,
ont défendu des positions bien arrêtées (l’UDC rejetant notamment toute
augmentation de l’aide au développement). Dans un premier vote entre la majorité et la
minorité, le plénum a adopté la proposition de la minorité par 101 voix contre 82 ; dans
un second vote entre la minorité et la proposition Amacker-Amann, il a également
adopté, par 97 voix contre 86, la proposition de la minorité, selon laquelle l’aide au
développement doit être fixée à 0,4% du RNB.

Dans un article 2bis, la majorité de la commission a proposé de limiter la part de l’aide
multilatérale à 40% du montant total du crédit de programme, estimant que l’aide
bilatérale était beaucoup plus efficace et qu’elle engendrait moins de tracasseries
administratives. Emmenée par Christa Markwalder (prd, BE), une minorité a estimé au
contraire que l’aide multilatérale était plus efficace que l’aide bilatérale pour résoudre
des problèmes importants, complexes et globaux. Les députés ont toutefois suivi la
majorité de la commission en décidant, par 144 voix contre 29, d’abaisser la part de
l’aide multilatérale de 43 à 40%. Au vote sur l’ensemble, l’arrêté fédéral a été approuvé
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à l’unanimité.

En ce qui concerne l’arrêté fédéral sur le financement des mesures de politique
économique et commerciale au titre de la coopération au développement (08.028), le
plénum a rejeté – avec la voix prépondérante du président du conseil – la proposition
de la majorité visant à charger le gouvernement de vérifier s'il était possible d'ici à 2015
de porter l'aide publique au développement à 0,5% du RNB. Au vote sur l’ensemble, cet
arrêté fédéral a été adopté à l’unanimité.

Au Conseil des Etats, l’entrée en matière sur ces deux objet n’a pas donné lieu à
contestation. Le plénum s’est penché essentiellement sur la proposition de la
commission de demander dès 2009 un crédit de programme complémentaire afin que
les moyens alloués à l'aide au développement atteignent 0,5% du RNB en 2015. Les
deux crédits de programme proposés par le Conseil fédéral n’ont pas été contestés. Le
président de la commission, Dick Marty (prd, TI), a souligné que la majorité de celle-ci
souhaitait donner une preuve de la volonté de la Suisse d’augmenter son aide publique
au développement et de respecter ses engagements internationaux. Au nom de la
Commission des finances, Philipp Stähelin (pdc, TG) a estimé qu’il faudrait compter sur
des moyens financiers supplémentaires de plus de 800 millions de francs si l’on
augmentait l’aide au développement de 0,1%. De son côté, le démocrate-chrétien
Bruno Frick (SZ) a proposé de renvoyer le projet à la commission en la chargeant de
montrer comment seraient couvertes ces dépenses supplémentaires. Cette proposition
de renvoi a toutefois été rejetée par 24 voix contre 12.

Lors de la discussion par article, une minorité Reimann (udc, AG) a proposé de suivre
le Conseil fédéral et de rejeter la proposition visant à relever le montant de l’aide au
développement à 0,5% du RNB d’ici 2015. Pankraz Freitag (prd, GL) a déposé de son
côté une proposition individuelle visant à relever ce montant à 0,45% d’ici à 2015.
Cette dernière proposition a cependant été rejetée par 28 voix contre 11, au profit de la
proposition de la majorité de la commission (25 voix contre 14). Créant une deuxième
divergence, le Conseil des Etats a rejeté la décision du Conseil national de limiter la
part de l’aide multilatérale à 40% du montant total du crédit de programme. Au vote sur
l’ensemble, les deux projets ont été acceptés respectivement par 29 voix contre 6 et
par 31 voix contre 3.

Au Conseil national, les députés ont suivi l’avis de la majorité de la commission et se
sont ralliés à la position du Conseil des Etats et fixé la hauteur de l’aide au
développement à 0,5% du RNB. Le plénum a maintenu la décision prise de limiter la
part de l’aide multilatérale à 40% du montant total du crédit de programme par 120 voix
contre 66. Cette dernière divergence a été effacée par le Conseil des Etats, les députés
se ralliant par 30 voix contre 12 à la position du Conseil national.

En outre, souhaitée par la CdG-CE et par de nombreuses interventions parlementaires,
l’aide au développement a été réorientée. En mars, la cheffe du DFAE a en effet
annoncé une réduction du nombre de pays prioritaires à 12 pour la période 2008-
2011. 14

Aussenwirtschaftspolitik

Les chambres ont adopté au cours de l’année sous revue une motion Markwalder Bär
(prd, BE), qui demandait au Conseil fédéral d'entreprendre les démarches nécessaires
pour que le nombre de régions et d'Etats exempts d'armes nucléaires augmente et que
les effets du Traité sur la non-prolifération des armes nucléaires soient renforcés. 15
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